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(Nr. 14371.) Geſetz zur Anderung und Ergänzung des Schutzpolizeibeamtengeſetzes vom 16. Auguſt 
1922 (Geſetzſamml. S. 251). Vom 30. März 1937. 


Das Staatsminiſterium hat das folgende Geſetz beſchloſſen: 
Artikel J. 
Das Schutzpolizeibeamtengeſetz vom 16. Auguſt 1922 (Geſetzſamml. S. 251) in der Faſſung 
des Geſetzes vom 12. Juli 1923 (Geſetzſamml. S. 305), der Verordnung vom 8. Februar 1924 
(Geſetzſamml. S. 73), des Geſetzes vom 30. Mai 1925 (Geſetzſamml. S. 57), der Verordnung vom 
26. September 1925 (Geſetzſamml. S. 133), der Geſetze vom 31. Dezember 1925 (Geſetzſamml. 
S. 177), vom 9. April, 7. Juli, 6. Auguſt 1926 (Geſetzſamml. S. 131, 191, 247), der Ver⸗ 
ordnungen vom 6. Auguſt, 24. September 1926 (Geſetzſamml. S. 248, 261), der Geſetze vom 
13, Januar, 21. April, 21. Juni, 31. Juli 1927 (Geſetzſamml. S. 9, 46, 123, 151), des Erlaſſes 
vom 12. Juli 1928 (MBliV. S. 844), der Verordnung vom 12. September 1931 (Geſetzſamml. 
S. 179), des Geſetzes vom 11. Januar 1932 (Geſetzſamml. S. 9), der Verordnung vom 18. März 
1933 (Geſetzſamml. S. 51) und des Geſetzes vom 2. März 1934 (Geſetzſamml. S. 122) wird, wie 
folgt, geändert: 
1. a) Im $ 11 Abſ. 1 iſt der Unterabſatz h zu ſtreichen. 
b) § 11 Abſ. 2 wird, wie folgt, gefaßt: 

E) Der Antrag auf Kündigung kann von jedem zur Verhängung von Ordnungs— 
ſtrafen befugten Dienſtvorgeſetzten geſtellt werden. In dem Antrage ſind die Tatſachen 
anzugeben, wegen deren gekündigt werden ſoll. Eine Abſchrift des Antrags iſt gleich— 
zeitig dem Betroffenen zuzuſtellen. Für die Zuſtellung gelten die Vorſchriften der SS 97 
und 98. f 
e) Dem $ 11 wird folgender Abſ. 3 angefügt: 

(3) Solange gegen einen Schutzpolizeibeamten ein Kündigungsverfahren nach Abſ. 1 
ſchwebt, kann ihm von den nach § 17 zu ſeiner Kündigung zuſtändigen Vorgeſetzten das 
Tragen von Dienſtkleidung, der Aufenthalt in Polizeiunterkünften und die Führung 
dienſtlicher Ausweiſe und Abzeichen verboten werden. Bei Gefahr im Verzug kann 
jeder zur Verhängung von Ordnungsſtrafen befugte Dienſtvorgeſetzte ein ſolches Verbot 
erlaſſen; er hat aber unverzüglich dem nach § 17 zur Kündigung des Schutzpolizei⸗ 
beamten zuſtändigen Vorgeſetzten hierüber zu berichten. 

2. § 17 wird, wie folgt, gefaßt: 
§ 17. 

(1) Für die Zuſtändigkeit zur Kündigung und Entlaſſung nach den §§ 8 bis 12 

gelten § 7 des Reichsſtatthaltergeſetzes vom 30. Januar 1935 (Reichsgeſetzbl. 1 S. 65) 
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und die Exlaſſe des Führers und Reichskanzlers über die Ernennung und Entlaſſung 
der Reichsbeamten und der Landesbeamten vom 1. Februar 1935 (Reichsgeſetzbl. 1 S. 73 
und 74) mit den dazu ergangenen Beſtimmungen. 

2) In der Kündigungsverfügung müſſen die Tatſachen und Werturteile ange⸗ 
geben ſein, mit denen die Kündigung begründet wird. 


8 28 Abſ. 2 iſt zu ſtreichen. Er wird erſetzt durch: 


§ 28 a. 

(1) Die im § 32 Abſ. 1 bezeichneten Polizeioffiziere können mit Zuſtimmung des 
Miniſters des Innern zwiſchen der Verſorgung nach dieſem Geſetz und derjenigen nach 
dem Reichsverſorgungsgeſetze wählen. Die Zahlung beginnt früheſtens mit dem Monat, 
in dem der Miniſter des Innern der Wahl zugeſtimmt hat. 

(2) Neben dem Ruhegehalte werden bei einer durch Dienſtbeſchädigung veranlaßten 
Minderung der Erwerbsfähigkeit um mindeſtens 50 vom Hundert die Schwerbeſchädigten⸗ 
zulage, die Pflegezulage, Körpererſatzſtücke, orthopädiſche und andere Hilfsmittel nach 
Maßgabe des Reichsverſorgungsgeſetzes gewährt, wenn die Folgen der Dienſtbeſchädigung 
in einer Verſtümmelung beſtehen oder zur Entlaſſung aus dem Polizeidienſte geführt 
haben. 


Im 8 30 Abſ. 2 find die Worte „§ 28 Abſ. 2“ nebſt dem folgenden Komma zu ſtreichen. 
8 60 Abſ. 1 wird, wie folgt, gefaßt: 


(1) Schutzpolizeibeamten, die nach mindeſtens zwölfjähriger Geſamtdienſtzeit oder 
auf Grund von Polizeidienſtunfähigkeit nach mindeſtens vierjähriger Geſamtdienſtzeit 
ausſcheiden und innerhalb von zwei Jahren nach dem Ausſcheiden einen Umzug aus⸗ 
führen, wird auf Antrag eine einmalige Umzugsentſchädigung ($ 27 Nr. 12) nach den 
für Verſetzte des gleichen Dienſtgrads geltenden Beſtimmungen gewährt. Die Ge⸗ 
währung von Zuſchüſſen zu den einmaligen Umzugsentſchädigungen nach § 7 des Um⸗ 
zugskoſtengeſetzes iſt in allen Fällen ausgeſchloſſen. 


8 6b wird, wie folgt, gefaßt: 


§ 66. 

() Das Recht auf den Bezug des Ruhegehalts ($ 32) oder der Übergangsgebühr- 
niſſe ($ 38) ruht bei einer Verwendung des Verſorgungsberechtigten im öffentlichen 
Dienſte nach Maßgabe der für die ſonſtigen ſtaatlichen Verſorgungsberechtigten jeweils 
geltenden Vorſchriften. 

(2) Das Recht auf den Bezug der Zulage zu den Übergangsgebührniſſen (§ 39) 
ruht in den Fällen, in denen das Recht auf den Bezug der Übergangsgebührniſſe nach 
Abſ. 1 ganz oder teilweiſe zu ruhen hat. 


8 67 wird, wie folgt, gefaßt: 


§ 67. 

() Hat ein Ruhegehaltsempfänger aus einer neuen Verwendung im öffentlichen 
Dienſte ein Wartegeld, ein Ruhegehalt oder eine ruhegehaltähnliche Verſorgung erdient, 
jo iſt daneben das Ruhegehalt nach § 32 dieſes Geſetzes nur bis zur Erreichung des 
Betrags zu zahlen, der ſich nach dem Reichsbeamtengeſetz unter Zugrundelegung der 
Geſamtdienſtzeit aus dem früheren ruhegehaltfähigen Polizeidienſteinkommen ergibt. 
Unter Geſamtdienſtzeit iſt die Polizei- und ſonſtige Dienſtzeit im öffentlichen Dienſte zu 
verſtehen. 5 i 

(2) Sit der nach vorſtehendem zu zahlende Geſamtbetrag geringer als das Polizei⸗ 
ruhegehalt ($ 41), fo iſt neben dem Wartegelde, dem Ruhegehalt oder der ruhegehalt— 
ähnlichen Verſorgung von dem Polizeiruhegehalte jo viel zu zahlen, daß der Betrag des 
Polizeiruhegehalts erreicht wird. 


11. 
12. 
13. 


14. 
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(3) Der an den Ruhegehaltberechtigten nicht zu zahlende Betrag wird der ver⸗ 
abſchiedenden Behörde erſtattet, wenn bei Bemeſſung des Wartegeldes oder des Ruhe— 
gehalts die Polizeidienſtzeit nach dem Reichsbeamtengeſetz oder doch mindeſtens ſo weit 
angerechnet worden iſt, als die ſonſtige Dienſtzeit nach den Vorſchriften des Landesrechts 
angerechnet wird. 

(4) Hat ein Schutzpolizeibeamter, dem Übergangsgebührniſſe (§ 38) zuſtehen, aus 
einer neuen Verwendung im öffentlichen Dienſte ein Wartegeld, ein Ruhegehalt oder 
eine ruhegehaltähnliche Verſorgung erdient, fo iſt daneben von den Übergangsgebühr- 
niſſen jo viel zu zahlen, daß der Betrag der Übergangsgebührniſſe erreicht wird. 

(6) Das Recht auf den Bezug der Zulage zu den Übergangsgebührniffen (§ 39) 
ruht neben dem Bezug eines Wartegeldes oder eines Ruhegehalts aus einer neuen Ver⸗ 
wendung im öffentlichen Dienſte. 


(6) Im übrigen gilt § 66 Abſ. 1 entſprechend. 


. $ 68 wird geſtrichen. 
. 73 wird geſtrichen. 
10. 


a) Im 8 81 find nach dem Abſ. 1 folgende Abſ. 2 und 3 einzufügen: 

(2) Als Bevollmächtigte und Beiſtände dürfen nur zugelaſſen werden: Vertreter 
der Nationalſozialiſtiſchen Kriegsopferverſorgung und des Kameradſchaftsbundes deutſcher 
Polizeibeamten im Reichsbund der deutſchen Beamten, Rechtsanwälte, Verwaltungs⸗ 
rechtsräte ſowie geſchäftsfähige Angehörige und zwar der Ehegatte des Antragſtellers 
ſowie Perſonen, die mit ihm in gerader Linie verwandt oder verſchwägert oder in der 
Seitenlinie im zweiten oder dritten Grade verwandt oder im zweiten Grade verſchwägert 
ſind. Der Miniſter des Innern kann andere Perſonen als Bevollmächtigte zulaſſen, 
wenn ein dringendes Bedürfnis beſteht. 

(3) Perſonen, die nach Abſ. 2 nicht als Bevollmächtigte oder Beiſtände zugelaſſen 
werden dürfen, ſind zurückzuweiſen. Mit der Zurückweiſung erliſcht die Vertretungs⸗ 
macht. Die Zurückweiſung iſt dem Auftraggeber unter Hinweis auf die Vorſchrift des 
Abſ. 2 mitzuteilen. Fällt die Zurückweiſung in den Lauf einer Friſt und wird dieſe 
Friſt verſäumt, ſo kann die verſäumte Handlung innerhalb eines Monats nach der Be— 
kanntgabe der Zurückweiſung nachgeholt werden. 

p) Die bisherigen Abſ. 2 und 3 werden Abſ. 4 und 5. 
Im 8 86 Abſ. 1 wird der zweite Satz geſtrichen. 
Im 8 87 Abſ. 2 iſt im letzten Satze anſtatt „drei“ zu ſetzen „ſechs“. 
§ 88 wird, wie folgt, gefaßt: 
§ 88. 

(1) Gegen die Beſcheide der Feſtſtellungsbehörden (§ 79), in denen über Anſprüche 
aus dieſem Geſetz oder über die Rückforderung zu Unrecht erhobener Verſorgungsgebühr— 
niſſe entſchieden wird, ſowie gegen die Beſcheide der Regelungsbehörden ($ 83) iſt die 
Berufung zuläſſig. 

(2) Über die Berufung entſcheiden die Verſorgungsgerichte endgültig, wenn es 
ſich um die Erteilung der Zeugniſſe nach § 37, um die Höhe der feſtgeſtellten Verſorgungs⸗ 
gebührniſſe nach §88 38, 39, 58, 59, 60, 70, 76, 78 und um die Regelung der Über- 
gangsgebührniſſe nach § 66a handelt. Im übrigen entſcheidet über die Berufung das 
Reichsverſorgungsgericht. 
§ 100 wird, wie folgt, gefaßt: 

§ 100. 

Gebühren- und ſtempelfrei find alle gerichtlichen und außergerichtlichen Ver⸗ 
handlungen, Urkunden, Vollmachten und amtlichen Beſcheinigungen ſowie Eintragungen 
in das Grundbuch, die zur Durchführung dieſes Geſetzes erforderlich werden. 
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15. § 101 wird, wie folgt, gefaßt: 
8 101. 

Für das Verfahren nach SS 28, 28 a, 29, 31, 74 Abſ. 3 (ſoweit eine Verſorgung 
nach dem Reichsverſorgungsgeſetze gewährt wird), § 75 gelten lediglich die Vorſchriften 
über das Verfahren in Verſorgungsſachen nach dem Reichsverſorgungsgeſetze. 

Artikel II. 
Es treten in Kraft: 6 
a) Artikel 1 Nr. 6, 7, 8 mit Wirkung vom 2. Juli 1933; 
b) Artikel 1 Nr. 3, 4 mit Wirkung vom 1. Juli 1934; 
c) Artikel I Nr. 10, 13, 15 mit Wirkung vom 1. Dezember 1934; 
d) Artikel 1 Nr. 12, 14 mit Wirkung vom 1. Oktober 1935; 
e) Artikel I Nr. 2 mit Wirkung vom 31. Januar 1935; 
k) die übrigen Vorſchriften dieſes Geſetzes mit deſſen Verkündung. 


Berlin, den 30. März 1937. 


(Siegel) Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
Göring. Frick. 


Im Namen des Reichs verkünde ich für den Führer und Reichskanzler das vorſtehende Geſetz, 
dem die Reichsregierung ihre Zuſtimmung erteilt hat. 
Berlin, den 30. März 1937. 
Der Preußiſche Miniſterpräſident. 


Göring. 


(Nr. 14372.) Verordnung über die Erweiterung des ſtaatlichen Polizeibezirkes Oppeln. Vom 
30. März 1937. 


Auf Grund des 8 6 des Preußiſchen Polizeiverwaltungsgeſetzes vom 1. Juni 1931 (Geſetz⸗ 
ſamml. S. 77, 136) ordne ich hiermit an, daß mit Wirkung vom 1. April 1937 ab die örtliche 
Zuſtändigkeit der ſtaatlichen Polizeiverwaltung in Oppeln über den bisherigen ſtaatlichen Polizei⸗ 
bezirk hinaus auf die Gemeinden Vogtsdorf, Winau, Bolko, Groſchowitz, Ehrenfeld mit Anſiedlung 
Ehrenfeld und Mühlendamm und Frauendorf mit Erlengrund ausgedehnt wird. 


Berlin, den 30. März 1937. 


Der Reichs- und Preußiſche Miniſter des Innern. 
Frick. 
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(Nr. 14373.) Verordnung über die Errichtung einer ſtaatlichen Polizeiverwaltung in der Stadt 


Münſter i. W. Vom 31. März 1937. 


Auf Grund des § 6 des Preußiſchen Polizeiverwaltungsgeſetzes vom 1. Juni 1931 
(Geſetzſamml. S. 77, 136) ordne ich hiermit an, daß mit Wirkung vom 1. April 1937 ab in der 
Stadt Münſter i. W. eine ſtaatliche Polizeiverwaltung errichtet wird, deren ſachliche Zuſtändigkeit 
ſich aus der als Anlage hierzu folgenden Zuſtändigkeitsabgrenzung ergibt. 


Berlin, den 31. März 1937. 


Der Reichs⸗ und Preußiſche Miniſter des Innern. 
Frick. 


Anlage. 


Zuſtändigkeitsabgrenzung zwiſchen ſtaatlicher und Gemeindepolizei in der Stadt Münſter i. W. 
(1) Die Gemeindepolizeiverwaltung iſt zuſtändig für die Ausübung: 


1. 
der Feld- und Forſtpolizei; 

des Naturſchutzes; 

der Feuerpolizei, ſoweit fie zum Bereich der Baupolizei gehört, und der Feuerlöſchpolizei; 
der Gewerbepolizei 


sie ww 


14. 


der Baupolizei; 


mit Ausnahme der Aufgaben, die den Ortspolizeibehörden übertragen find 
durch 8 15 Abſ. 2, § 33 a bis d, SS 34, 34 a, § 35 ohne Abſ. 4 und 5, SS 35 b, 36, 37, 
38, § 41 a und b, $ 42 à und b, §§ 43, 44 letzter Abſatz, 88 44 a, 45 bis 47, 49, 53, 
55 bis 63, § 67 Abſ. 2, SS 75, 76, 78 und 151 der Reichsgewerbeordnung, durch den 
Artikel II des Notgeſetzes vom 24. Februar 1923 (Reichsgeſetzbl. 1 S. 147), durch den 
§ 25 der Arbeitszeitordnung vom 26. Juli 1934 (Reichsgeſetzbl. I S. 803), 
durch das Gaſtſtättengeſetz vom 28. April 1930 (Reichsgeſetzbl. I S. 146) und 
durch das Geſetz über das Verſteigerergewerbe vom 16. Oktober 1934 (Reichsgeſetzbl. I 
S. 974) nebſt Ausführungsvorſchriften. 
Bei 8 15 Abſ. 2, §§ 36, 45 bis 47, 49, 53, 78 und 151 der Reichsgewerbeordnung iſt jedoch 
die Zuſtändigkeit der ſtaatlichen Polizeiverwaltung nur inſoweit gegeben, als die Gewerbe 
ſelbſt der Aufſicht dieſer Verwaltung unterliegen; 


der Marktpolizei; 
der Schlachtvieh- und Fleiſchbeſchau, ſoweit in der Gemeinde der Schlachthauszwang 


angeordnet iſt; 


der Wegepolizei hinſichtlich der Unterhaltung, Beleuchtung und Reinigung; 
der Jagdpolizei mit Ausnahme der Beſtimmungen über die Erteilung, Verſagung und 


Entziehung der Jagdſcheine — SS 22 bis 27 Reichsjagdgeſetz; 


der Wohnungspolizei; 

der Obdachloſenpolizei; 

. der Schulpolizei; 

3. der Befugniſſe, die den Ortspolizeibehörden übertragen worden find, durch die Kultur— 


geſetze, insbeſondere durch das Kulturkammergeſetz vom 22. September 1933 (Reichs- 
geſetzbl. I S. 661), und das Geſetz über die Vermittlung von Muſikaufführungsrechten 
vom 4. Juli 1933 (Reichsgeſetzbl. 1 S. 452) nebſt den dazu ergangenen Ausführungs⸗ 
beſtimmungen und 

für diejenigen Aufgaben, die ihr noch durch den Miniſter des Innern im Benehmen 
mit dem ſachlich zuſtändigen Miniſter zugewieſen werden. 
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Bis zu der demnächſt zu erwartenden anderweiten Regelung werden der Gemeindepolizei⸗ 
verwaltung einſtweilen noch zugewieſen die geſundheits⸗, veterinär-, waſſer- und fiſchereipolizei⸗ 
lichen Aufgaben. 

2) Für alle übrigen polizeilichen Aufgaben ift die ftaatliche Polizeiverwaltung zuſtändig, 
ſofern nicht Sonderpolizeibehörden beſtimmt ſind. 

(3) Der Regierungspräſident in Münſter i. W. wird ermächtigt, in Zweifelsfällen die 
Zuſtändigkeit der ſtaatlichen und Gemeindepolizeiverwaltung auf der Grundlage dieſer Be- 


ſtimmungen ſelbſtändig abzugrenzen. Über jede ſolche Entſcheidung iſt dem Miniſter des Innern 
zu berichten. 


(Nr. 14374.) Verordnung über die Errichtung einer ſtaatlichen Polizeiverwaltung in der Stadt 
Frankfurt (Oder). Vom 31. März 1937. N 5 


Auf Grund des § 6 des Preußiſchen Polizeiverwaltungsgeſetzes vom 1. Juni 1931 
(Geſetzſamml. S. 77, 136) ordne ich hiermit an, daß mit Wirkung vom 1. April 1937 ab in der 
Stadt Frankfurt (Oder) eine ſtaatliche Polizeiverwaltung errichtet wird, deren ſachliche Zuſtändigkeit 
ſich aus der als Anlage hierzu folgenden Zuſtändigkeitsabgrenzung ergibt. 


Berlin, den 31. März 1937. 


Der Reichs- und Preußiſche Miniſter des Innern. 
Frick. 


Anlage. 
Zuſtändigkeitsabgrenzung zwiſchen ſtaatlicher und Gemeindepolizei in der Stadt Frankfurt (Oder). 
() Die Gemeindepolizeiverwaltung iſt zuſtändig für die Ausübung: 
1. der Baupolizei; 
der Feld⸗ und Forſtpolizei; 
des Naturſchutzes; 
der Feuerpolizei, ſoweit ſie zum Bereich der Baupolizei gehört, und der Feuerlöſchpolizei; 
. der Gewerbepolizei 
mit Ausnahme der Aufgaben, die den Ortspolizeibehörden übertragen find 
durch $ 15 Abſ. 2, $ 33 a bis d, SS 34, 34 a, § 35 ohne Abſ. 4 und 5, SS 35 b, 36, 37, 
38, § 41 a und b, $ 42 a und b, §8 43, 44 letzter Abſatz, SS 44 a, 45 bis 47, 49, 53, 
55 bis 63, § 67 Abſ. 2, SS 75, 76, 78 und 151 der Reichsgewerbeordnung, durch den 
Artikel II des Notgeſetzes vom 24. Februar 1923 (Reichsgeſetzbl. 1 S. 147), durch den 
§ 25 der Arbeitszeitordnung vom 26. Juli 1984 (Reichsgeſetzbl. 1 S. 803), 
durch das Gaſtſtättengeſetz vom 28. April 1930 (Reichsgeſetzbl. 1 S. 146) und 


durch das Geſetz über das Verſteigerergewerbe vom 16. Oktober 1934 (Reichsgeſetzbl. I 
S. 974) nebſt Ausführungsvorſchriften. 
Bei $15 Abi. 2, SS 36, 45 bis 47, 49, 53, 78 und 151 der Reichsgewerbeordnung iſt jedoch 
die Zuſtändigkeit der ſtaatlichen Polizeiverwaltung nur inſoweit gegeben, als die Ge— 
werbe ſelbſt der Aufſicht dieſer Verwaltung unterliegen; 
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6. der Marktpolizei; 

7. der Schlachtvieh⸗ und Fleiſchbeſchau, ſoweit in der Gemeinde der Schlachthauszwang 

angeordnet iſt; 

8. der Wegepolizei hinſichtlich der Unterhaltung, Beleuchtung und Reinigung; 

9. der Jagdpolizei mit Ausnahme der Beſtimmungen über die Erteilung, Verſagung und 

Entziehung der Jagdſcheine — SS 22 bis 27 Reichsjagdgeſetz; 

10. der Wohnungspolizei; 

11. der Obdachloſenpolizei; 

12. der Schulpolizei; 

13. der Befugniſſe, die den Ortspolizeibehörden übertragen worden find, durch die Kultur— 
geſetze, insbeſondere durch das Kulturkammergeſetz vom 22. September 1933 (Reichs⸗ 
geſetzbl. 1 S. 661), und das Geſetz über die Vermittlung von Muſikaufführungsrechten 
vom 4. Juli 1933 (Reichsgeſetzbl. 1 S. 452) nebſt den dazu ergangenen Ausführungs⸗ 
beſtimmungen und 

14. für diejenigen Aufgaben, die ihr noch durch den Miniſter des Innern im Benehmen 
mit dem ſachlich zuſtändigen Miniſter zugewieſen werden. 

Bis zu der demnächſt zu erwartenden anderweiten Regelung werden der Gemeindepolizei⸗ 
verwaltung einſtweilen noch zugewieſen die gejundheits-, veterinär-, waſſer⸗ und fiſchereipolizei⸗ 
lichen Aufgaben. a 

(2) Für alle übrigen polizeilichen Aufgaben iſt die ſtaatliche Polizeiverwaltung zuſtändig, 
ſofern nicht Sonderpolizeibehörden beſtimmt ſind. 

(3) Der Regierungspräſident in Frankfurt (Oder) wird ermächtigt, in Zweifelsfällen die 
Zuſtändigkeit der ſtaatlichen und Gemeindepolizeiverwaltung auf der Grundlage dieſer Be— 
ſtimmungen ſelbſtändig abzugrenzen. Über jede ſolche Entſcheidung iſt dem Miniſter des Innern 
zu berichten. 


(Nr. 14375.) Bekanntmachung über die Anderung der Satzung der Preußiſchen Landesrentenbanl. 
Vom 25. März 1937. 


Auf Grund des $ 8 Abſ. 1 des Preußiſchen Landesrentenbankgeſetzes vom 29. Dezember 1927 
in der Faſſung der Bekanntmachung vom 1. Auguſt 1931 (Geſetzſamml. S. 154) wird die in der 
Anſtaltsverſammlung der Preußiſchen Landesrentenbank vom 4. März 1937 beſchloſſene und von 
uns genehmigte Anderung der Satzung hiermit bekanntgegeben. 

8 7 Abſ. 3 der Satzung erhält folgenden Zuſatz: 

In Ausnahmefällen kann der Vorſtand Angeſtellte in leitender Stellung als 
mittelbare Staatsbeamte anſtellen; ihre Dienft- und Verſorgungsbezüge find in An- 
lehnung an die jeweiligen Bezüge der unmittelbaren Staatsbeamten zu regeln. Die An- 
ſtellung bedarf der Beſtätigung durch die zuſtändigen Miniſter. 


Berlin, den 25. März 1937. 


a °F Der Reichs- und Preußiſche Miniſter 
Der Preußiſche Finanzminiſter. für Ernährung und Landwirtſchaft. 
In Vertretung: In Vertretung: 6 
Landfried. Willikens. 


40 Preuß. Geſetzſammlung 1937. Nr. 7, ausgegeben am 7. 4. 37. 


Bekanntmachung. 


Nach Vorſchrift des Geſetzes vom 10. April 1872 (Gefegfamml. S. 357) find bekanntgemacht: 


1. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 27. Februar 1937 


über die Verleihung des Enteignungsrechts an den Landkreis Elbing zum Bau einer 
Straße von Terranova nach Nogathoffkampen in der Gemarkung Terranova 


durch das Amtsblatt der Regierung in Marienwerder Nr. 11 S. 22, ausgegeben am 13. März 1937; 


2. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 2. März 1937 


über die Verleihung des Enteignungsrechts an das Deutſche Reich (Reichsſtraßenver⸗ 


waltung) zum Ausbau der Reichsſtraße Nr. 6 (Breslau Schweidnitz) zwiſchen km 13,4 
und 13,6 


durch das Amtsblatt der Regierung in Breslau Nr. 12 S. 70, ausgegeben am 20. März 1937. 
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